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Liebe Gemeindebürgerinnen und Gemeindebürger! 
 

Wir möchten uns an dieser Stelle 
bei Ihnen ALLEN ganz herzlich für 

Ihre Stimme bei der Gemeinde-
ratswahl bedanken.  

Die Mandate haben sich ja für uns 

nicht verändert und so können wir 
nur im „Kleinen“ weiter Unter-

stützungen unsererseits zusi-
chern. Die Zusammenarbeit im 
Gemeinderat funktioniert und wir 

hoffen, dass dies auch weiter so 
gewährleistet werden kann. Wenn Sie besondere Anliegen an uns haben, lasst es 
uns bitte wissen, damit wir handeln und Dinge rechtzeitig klären oder aufzeigen 

können. 

 

Da die Regierungsverhandlungen zwischen FPÖ und ÖVP  noch immer laufen 
und wir in Österreich leider noch keine wirklich standfeste Regierung aufweisen, 
möchten wir Sie zu einigen Punkten informieren. 

Raiffeisenbank-Generalsekretär Clemens Niedrist sitzt im ÖVP-Verhandlerteam bei 
den blau-schwarzen Koalitionsverhandlungen. Aber nicht nur das. Aus dem ÖVP-

Rechenschaftsbericht geht hervor, dass der Österreichische Raiffeisenverband der 
ÖVP stolze 100.000 Euro Mitgliedsbeitrag überwiesen hat. Gleichzeitig stellt sich 

die ÖVP vehement gegen eine Bankenabgabe. Ein Zufall? Wer's glaubt. 

Die österreichischen Banken schulden den Steuerzahler*innen seit der Bankenret-

tung immer noch 5,5 Mrd. Euro. Während die Bevölkerung unter der Teuerung 
gelitten hat, wollen sie immer noch nichts beitragen. Mit der ÖVP haben die Ban-
ken ihre Lobby gefunden. Kein Wunder also, dass die ÖVP die Verhandlungen mit 

der SPÖ gesprengt hat. 

Die SPÖ steht für eine Bankenabga-

be.  

 

 



 

Wir stehen dafür, dass alle, die mit Rekordgewinnen aus der Krise gegangen sind, auch einen Beitrag leisten.  

Und wir stehen dafür, dass die Budgetkrise nicht auf dem Rücken der hart arbeitenden Bevölkerung ausgetragen wird. 

Für eine Koalition mit der großen Mehrheit der Bevölkerung – nicht mit Banken, Superreichen und Großkonzernen. 

 

Politik muss die Sorgen und Nöte der Menschen in den Mittelpunkt stellen.  

Leider sind die Regierungsverhandlungen SPÖ, ÖVP und Neos gescheitert – hier nochmals die Punkte, die 
keine Übereinstimmungen gebracht haben und vielleicht zum Nachdenken für unsere Leser beitragen sollen.  

Das wollte die ÖVP: 

• Dreimal keine Anpassungen bei den Pensionen 
• Zwei Gehaltskürzungen in Folge für Lehrer*innen, Polizist*innen, Pfleger*innen und Bundesheerbe-

dienstete 
• Das Pensionsantrittsalter auf 67 Jahre anheben 
• 20 Prozent bei Gesundheit und Spitälern einsparen. 

Diese Forderungen der ÖVP können und wollen wir nicht mittragen. 

Gleichzeitig war es nicht möglich, einen gerechten Beitrag von Banken, Konzernen, Stiftungskonstruktionen, 
Aktienspekulationen oder Milliardären bei der ÖVP durchzubringen.  Die  Gehalts- und Pensionseinbußen 
hätten die Kaufkraft geschwächt. Das Gesundheitssystem würde weiter ausgehöhlt werden. Dabei 
werden die Wartezeiten auf einen Arzttermin in Österreich jetzt schon jedes Jahr länger und die Zwei-
Klassen-Medizin ist im Vormarsch. 

Wenn alle einen Beitrag leisten müssen, betrifft das auch jene, die in den vergangenen Jahren besonders 
profitiert haben. Eine Regierung, die nicht auf den gerechten Ausgleich schaut, gefährdet das solidarische 
Miteinander in der Bevölkerung. Das kann nicht unser Ziel sein. 

Aus all diesen Gründen sind die Verhandlungen geplatzt. Die ÖVP war nicht bereit, gemeinsam mit uns Ver-
antwortung zu übernehmen.  

Auch die Sozialdemokratie hat Erneuerungsbedarf, wie die Wahlergebnisse der letzten Jahre und Jahrzehn-
te unmissverständlich zeigen. Viele Dinge haben wir bereits innerhalb Niederösterreichs in Angriff genom-
men. Um konkrete Hilfe zu bieten, geht der SPÖ Landtagsklub mit gutem Beispiel voran: Unsere Land-
tagsabgeordneten und Landesräte verzichten freiwillig auf einen Teil ihrer Gehälter, um gezielte Un-
terstützung für die Menschen in Niederösterreich zu finan-
zieren. Es geht darum, die wichtigen Themen und Probleme 
der Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher zu adres-
sieren: 

• ein Gesundheitssystem, das an allen Ecken kracht, 
• die Öffi-Infrastruktur, deren Mängel sich nach der 

Hochwasserkrise immer deutlicher zeigen  
• und Wohnraum, der vielerorts fast unleistbar wird. 

Dieser notwendige Fokus aufs Wesentliche trifft die Landes- 
politik, aber ebenso uns. Das „S“ in Sozialdemokratie muss  

auch wieder für Service stehen.  

Konkrete Lösungen statt leerer Worte:  
Das neue SPÖ-Wohn-Telefon 

 
 

 

https://newsletter02.headroom.at/lt.php?c=14404&m=18214&nl=1053&s=239508ce558cd8db371d0edf95555414&lid=191982&l=-https--klub-noe.spoe.at


 
Was erwartet uns in der künftigen Regierung 
FPÖ/ÖVP: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Auch im Gesundheitswesen gibt es immer wieder Herausforderungen zu bewältigen – eine 
wichtige Aufgabe für uns im Jahr 2025 

 
Zahnfüllungen – Diskussionen um Kostenübernahmen. 

Das EU-Parlament begründet das Verbot von Amalgam in Zahnfüllungen mit der Gefahr des enthaltenen 
Quecksilbers für die Umwelt und die Gesundheit der Menschen. 
 
So gilt es zum Beispiel auch folgende Problemstellung zu klären: 

Die Österreichische Zahnärztekammer hat offenbar eingesehen und ihre medizi-
nisch nicht nachvollziehbare Blockadehaltung bei Alkasit als hochwertigen Amalga-
mersatz aufgegeben. Dieses Signal sieht die Österreichische Gesundheitskasse 
durchaus positiv und appelliert an die vernünftigen Kräfte in der Standesvertretung 
die Gespräche mit der ÖGK aufzunehmen.  
 
Das Einlenken ist eine geeignete Basis, um Verhandlungen rasch zu führen. 

 
 „Österreichische Gesundheitskasse begrüßt Bewegung der Zahnärztekammer bei Amalgamersatz 
Rasche Wiederaufnahme der Verhandlungen gefordert“ 
 
 

Geplante Krankenhausschließungen und Terminprobleme für OP-Vergaben in den ver-
schiedensten Krankenhäusern gehören diskutiert und eingedämmt 
 
Zudem gibt es Schwierigkeiten wenn niederösterreichische Patientinnen und Patienten von Spitälern in der 
Bundeshauptstadt abgewiesen werden. Der Patientenwalt Mag. Prunbauer sieht dies als „verfassungswidrig“ 
und schlägt Alarm. Mittlerweile sind Beschwerden bereits vermehrt in der Patientenanwaltschaft aufliegend. 
Hier ist die „neue Bundesregierung“ gefordert, diesen Vorgängen einen gesetzlichen Riegel vorzuschieben. 

 
Es bleibt zu hoffen, dass die kommende Bundesregierung für unsere Bevölkerung gute Ent-
scheidungen trifft.  

 

 
 
 



 
 

Wir möchten Euch an dieser Stelle noch zu zwei Veranstaltungen einladen und 

freuen uns auf Euer Kommen. 

 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 

„Nimm nicht das, was du kriegen kannst, sondern kämpfe 
für das, was du willst.“ 

 
Unser Team hat immer ein offenes Ohr für Eure 
Anliegen und wir geben gerne Eure Ideen weiter. 

Bitte sprecht uns an und teilt uns mit, was Euch bewegt! 


